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Liebe Pfl egende, sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,

wer sich mit Dingen beschäftigt, die neue gesetzliche Bestimmungen hervorbringen sollen, braucht einen 

langen Atem. Die Berufsordnung, die Sie in Ihren Händen halten, hat diesen langen Weg hinter sich. Seit weit 

mehr als 10 Jahren arbeiten aktive Vertreter der Pfl ege in Sachsen daran, etwas so Selbstverständliches wie 

eine Ordnung für die Ausübung des Pfl egeberufes zustande zu bringen.

Nun ist es geschafft und das Ergebnis liegt Ihnen in dieser Broschüre vor. Wir möchten uns an dieser Stelle 

herzlich bei denen bedanken, die uns auf diesem Weg begleiteten: konstruktiv, kritisch, kooperativ. Insbeson-

dere natürlich bei den vielen Kolleginnen und Kollegen, Freunden und Förderern, die uns mit ihrer Arbeit und 

ihren Umsetzungsideen geholfen haben, so dass wir zu diesem Ergebnis kommen konnten. Wir möchten auch 

nicht vergessen, dass es sehr hilfreich war, dass in anderen Bundesländern die Entwicklung unseres Berufes in 

Richtung einer Profession früher gegangen werden konnte und wir uns an deren Entwicklung messen durften. 

Eine Berufsordnung legt die Berufspfl ichten von Berufsangehörigen fest. Sie dient dazu, die Qualität der be-

rufl ichen Tätigkeit sicherzustellen und das Ansehen des Berufsstandes zu wahren. Sie fördert berufswürdiges 

Verhalten und soll dabei helfen, berufsunwürdiges Verhalten zu verhindern. Aber der Weg der Pfl egeberufe 

bis zur tatsächlichen Selbstverwaltung ist damit noch nicht zu Ende. Weitere Schritte sind erforderlich. Lassen 

Sie uns gemeinsam aufbrechen, diese zu gehen. Der Weg wird wieder lang, nicht einfach, aber das Ziel ist 

lohnend, davon sind wir überzeugt. 

Konrad Schumann, RbP

Vorsitzender des Sächsischen Pfl egerates

Michael Junge, RbP

Vorsitzender des Sächsischen Pfl egerates

BERUFSORDNUNG für Pfl egefachkräfte in Sachsen – 

vom Beruf zur Profession
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§ 1
Geltungsbereich und Begriffsbestimmung

(1)  Diese Verordnung gilt für die im Freistaat Sach-

sen tätigen Pflegefachkräfte.

(2)   Pflegefachkräfte im Sinne dieser Verordnung 

sind:

 1.  Personen mit einer Erlaubnis zum Führen 

der Berufsbezeichnung

  a)  Altenpflegerin oder Altenpfleger,

  b)  Gesundheits- und Kinderkrankenpflege-

rin oder Gesundheits- und Kinderkranken-

pfleger,

  c)  Gesundheits- und Krankenpflegerin oder 

Gesundheits- und Krankenpfleger sowie

 2.  Personen gemäß § 1a des Gesetzes über die 

Berufe in der Altenpflege (Altenpflegegesetz – 

AltPflG) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 25. August 2003 (BGBl. I S. 1690), das 

zuletzt durch Artikel 29 des Gesetzes vom 

20. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2854, 2923) 

geändert worden ist, in der jeweils geltenden 

Fassung, oder § 1 Abs. 2 und 3 des Gesetzes 

über die Berufe in der Krankenpflege (Kran-

kenpflegegesetz – KrPflG) vom 16. Juli 2003 

(BGBl. I S. 1442), das zuletzt durch Artikel 

35 des Gesetzes vom 6. Dezember 2011 

(BGBl. I S. 2515, 2537) geändert worden ist, 

in der jeweils geltenden Fassung, die die 

Pflege berufsmäßig ausüben. 

§ 2
Ziele

Durch die Festlegung von Berufspflichten der Pflege-

fachkräfte soll die Qualität der pflegerischen Tätig-

keit im Interesse der Gesundheit der Bevölkerung 

gesichert und berufsunwürdiges Verhalten verhin-

dert werden.

§ 3
Allgemeine Berufsaufgaben

(1)   Pflegefachkräfte haben die Aufgabe, die Ge-

sundheit der zu pflegenden Person (Pflegeemp-

fänger) zu fördern und wiederherzustellen, 

Aufgrund von § 10a Abs. 2 Satz 1 und 2 Nr. 1 bis 3, 7 bis 10 und 12 des Gesetzes über den öffentlichen Gesund-

heitsdienst im Freistaat Sachsen (SächsGDG) vom 11. Dezember 1991 (SächsGVBl. S. 413), das zuletzt durch 

Artikel 52 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SächsGVBl. S. 130, 147) geändert worden ist, wird verordnet:
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Krankheit zu verhüten und Leiden zu lindern. 

Dabei ist das Selbstbestimmungsrecht der Pfle-

geempfänger zu beachten, insbesondere das 

Recht auf Ablehnung empfohlener Pflegemaß-

nahmen. Die Pflege ist mit Respekt und ohne 

Wertung des Alters, der Hautfarbe, des Glau-

bens, der Kultur, einer Behinderung oder 

Krankheit, des Geschlechts, der sexuellen Ori-

entierung, der Nationalität, der politischen Ein-

stellung, der ethnischen Zugehörigkeit oder des 

sozialen Status auszuführen. 

(2)  Pflegefachkräfte führen die Aufgaben eigen-

verantwortlich, im Rahmen der Mitwirkung oder 

interdisziplinär in Zusammenarbeit mit Ange-

hörigen anderer Berufe aus.

 1.  Folgende Aufgaben werden insbesondere 

eigenverantwortlich ausgeführt:

  a)  Erhebung und Feststellung des Pflegebe-

darfs, die Planung, Organisation, Durch-

führung sowie Evaluation der Pflege,

  b)  Beratung, Anleitung und Unterstützung 

von Pflegeempfängern und den Personen, 

die aktuell den Pflegeempfänger versor-

gen (Bezugspersonen), in der individuellen 

Auseinandersetzung mit Gesundheit und 

Krankheit,

  c)  Sicherung und Entwicklung der Qualität 

der Pflege,

  d)  Anleitung, Beratung und Unterstützung 

von Schülern in einer Ausbildung nach  

§ 1 Abs. 2 Nr. 1 und Mitarbeitern ohne 

Berufsabschluss nach § 1,

  e)  Einleitung lebenserhaltender Sofortmaß-

nahmen bis zum Eintreffen des Arztes,

  f)  pflegerische Begleitung Sterbender.

 2.  Folgende Aufgaben werden insbesondere 

im Rahmen der Mitwirkung ausgeführt:

  a)  eigenständige Durchführung ärztlich ver-

anlasster Maßnahmen,

  b)  ausgewählte, durch den Arzt definierte 

Maßnahmen der Prävention, Prophylaxe, 

medizinischen Diagnostik, Therapie oder 

Rehabilitation,  

  c)  Maßnahmen in Krisen- und Katastrophen-

situationen.

 3.  Bei der interdisziplinären Zusammenarbeit 

mit Angehörigen anderer Berufe haben Pfle-

gefachkräfte insbesondere

  a)  die Pflicht zur Mitwirkung bei multidiszipli-

nären und berufsübergreifenden Lösungen 

von Gesundheitsproblemen und Arrange-

ments von Pflege,

  b)  die umfassende Begleitung Sterbender 

mitzugestalten,

  c)  ihren Kompetenzbereich einzuhalten und 

den Kompetenzbereich von Angehörigen 

anderer Berufe zu achten,

  d)  sich untereinander und gegenüber Ange-
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hörigen anderer Berufe kollegial, rück-

sichtsvoll und vorurteilsfrei zu verhalten.

§ 4
Allgemeine Berufspflichten

Pflegefachkräfte sind verpflichtet, ihren Beruf ent-

sprechend dem allgemein anerkannten Stand pflege-

wissenschaftlicher, medizinischer und weiterer bezugs-

wissenschaftlicher Erkenntnisse auszuüben. Sie haben 

sich über die für die Berufsausübung geltenden Be-

stimmungen zu unterrichten und diese zu beachten.

§ 5
Auskunft und Beratung zu pflegerischen  
Inhalten

(1)  Pflegefachkräfte sind verpflichtet, Pflegeemp-

fängern und den im Rahmen der Befreiung von 

der Schweigepflicht benannten Personen in ver-

ständlicher und angemessener Weise Auskünfte 

über die geplanten und durchgeführten Maß-

nahmen zu erteilen.

(2)  Allen weiteren am Behandlungs- und Betreu-

ungsprozess beteiligten Angehörigen anderer 

Berufe sind die Informationen, die für den kon-

kreten Pflegefall von Bedeutung sind, zugäng-

lich zu machen.

(3)  Pflegefachkräfte sind gegenüber den Pflege-

empfängern sowie deren Bezugspersonen zur 

Beratung verpflichtet. Dazu gehören insbeson-

dere die Information und Aufklärung zu gesund-

heitsfördernden und gesundheitserhaltenden 

Maßnahmen, Methoden und Verhaltensweisen 

sowie differenzierten Möglichkeiten der Pflege, 

Betreuung und Versorgung.

§ 6
Dokumentation

(1)  Pflegefachkräfte haben die von ihnen erbrachte 

Pflegetätigkeit in strukturierter Form zu doku-

mentieren. Die Dokumentationen haben voll-

ständig, nachvollziehbar, zeit- und handlungs-

nah, leserlich und fälschungssicher signiert zu 

erfolgen. Ein im Arbeitsbereich installiertes Do-

kumentationssystem ist zu verwenden. 

(2)  Dem Pflegeempfänger und den im Rahmen der 

Befreiung von der Schweigepflicht benannten 

Personen ist auf Verlangen Einsicht in die ihn 

betreffenden Pflegedokumentationen zu ge-

währen. Auf Verlangen sind dem Pflegeemp-

fänger Kopien der Unterlagen gegen Erstattung 

der Kosten zu überlassen.
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§ 7
Schweigepflicht

Die Pflegefachkräfte sind während und nach ihrer 

Berufsausübung grundsätzlich zur Verschwiegenheit 

über alles verpflichtet, was ihnen in Ausübung ihres 

Berufes anvertraut oder bekannt geworden ist. Die 

Schweigepflicht gilt auch über den Tod des Pflege-

empfängers hinaus. Die Pflegefachkräfte sind zur 

Offenbarung befugt, soweit sie von der Schweige-

pflicht entbunden werden oder soweit die Offenba-

rung zum Schutze eines höherwertigen Rechtsgutes, 

insbesondere auch bei dem begründeten Verdacht 

einer Misshandlung, eines Missbrauchs oder einer 

schwerwiegenden Vernachlässigung, erforderlich ist. 

Gesetzliche Aussage- und Anzeigepflicht bleiben 

unberührt.

§ 8
Fort– und Weiterbildung

(1)  Pflegefachkräfte sind verpflichtet, ihre Kompe-

tenz dem jeweils aktuellen Wissensstand an-

zupassen. Dazu sind neben dem fachlichen 

Sachverstand kommunikative, soziale und me-

thodische Fähigkeiten sowie ethische Kompe-

tenzen zu vervollkommnen.

(2)  Der Umfang an kompetenzerhaltenden Maß-

nahmen soll sich nach Vorgaben der unabhän-

gigen Registrierung für beruflich Pflegende oder 

trägereigenen Regelungen, die mindestens den 

Anforderungen der unabhängigen Registrierung 

entsprechen, richten. Es ist auf eine gleichmä-

ßige Förderung unterschiedlicher Kompetenz-

bereiche zu achten. 

(3)  Funktions- oder arbeitsfeldbezogene Weiterbil-

dungen richten sich in der Regel nach dem  

Gesetz über die Weiterbildung in den Gesund-

heitsfachberufen im Freistaat Sachsen (Weiter-

bildungsgesetz Gesundheitsfachberufe – Sächs-

GfbWBG) vom 4. November 2002 (SächsGVBl. 

S. 266), zuletzt geändert durch Artikel 45 des 

Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SächsGVBl. S. 

130, 147), in der jeweils geltenden Fassung, in 

Verbindung mit der Verordnung des Sächsischen 

Staatministeriums für Soziales über die Weiter-

bildung in den Gesundheitsfachberufen (Wei-

terbildungsverordnung Gesundheitsfachberufe 

– SächsGfbWBVO) vom 22. Mai 2007 (Sächs-

GVBl. S. 209), in der jeweils geltenden Fassung.

(4)  Pflegefachkräfte sind verpflichtet, sich an 

gesetzlich vorgeschriebenen Maßnahmen der 

Qualitätssicherung in der Pflege zu beteiligen.
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§ 9
Belohnungen und Geschenke

Die Annahme von Belohnungen und Geschenken, 

insbesondere von Geld, Sachmitteln, Darlehen, 

oder die unentgeltliche Überlassung von Gegen-

ständen für sich oder für Dritte im Zusammenhang 

mit der Berufstätigkeit ist untersagt. Dies gilt auch 

für das Annehmen von Leistungen, die testamenta-

risch verfügt worden sind. Ausgenommen hiervon 

ist die Annahme von geringwertigen Aufmerksam-

keiten. 

§ 10
Weitere Pflichten bei selbstständiger  
Tätigkeit

Selbstständig tätige Pflegefachkräfte sind verpflichtet,

 

 1.  sofern sie über einen Berufssitz verfügen, 

diesen durch ein Schild zu kennzeichnen, 

das Namen, Berufsbezeichnung und Bera-

tungszeiten angibt,

 2.  die Dokumentationen nach § 6 Abs. 1 min-

destens 10 Jahre aufzubewahren,

 3.  im Interesse ihrer Pflegeempfänger und ihrer 

Mitarbeiter eine Berufshaftpflicht in ange-

messener Schadensregulierungshöhe, die 

sich an der Anzahl der Vollstellen ihrer an-

gestellten Pflegefachkräfte und weiterer an-

gestellter Personen, die in der Pflege und 

Betreuung unmittelbar beteiligt sind (pflege-

rische Hilfskräfte) orientiert, abzuschließen,

 4.  berufsunwürdige Werbung, insbesondere an-

preisende, irreführende oder vergleichende 

Werbung, zu unterlassen.

Mitarbeiter und Schüler der Pflegeberufe nach § 1 

Abs. 2 Nr. 1 sind über die Pflicht zur Verschwiegen-

heit aufzuklären. Die Belehrung ist schriftlich festzu-

halten. 

§ 11
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-

dung in Kraft.

Dresden, den 30. November 2012

Die Staatsministerin für Soziales und  

Verbraucherschutz  

Christine Clauß



Diese Verordnung ist im Sächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 16, Seite 696 f., 

am 15. Dezember 2012 veröffentlicht worden. 
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